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Vorwort 

Im Mittelpunkt der Arbeit steht die Richtlinie zur Festlegung eines allgemei-
nen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf (2000/78/EG). An ihr müssen sich die deutschen Vorschriften zur 
Verhinderung von Diskriminierungen wegen einer Behinderung messen lassen. 
Gleichzeitig bedient sich die Arbeit des Rechtsvergleichs, und zwar vor allem 
mit den USA. Dabei wurde auf eine schlichte Gegenüberstellung der Regeln 
beider Rechtsordnungen verzichtet und stattdessen ein integrativer Ansatz ge-
wählt. Dort, wo es für die Interpretation der europäischen Vorgaben sinnvoll ist, 
werden die U.S.-amerikanischen Erfahrungen zu Rate gezogen. Ein solcher 
Rückgriff  ist angebracht. Denn die Rahmenrichtlinie ist zu stark an U.S.-
amerikanische Vorbilder angelehnt, als dass man bei ihrer Ausdeutung auf ei-
nen Blick in diesen Rechtskreis verzichten sollte. 

Die Arbeit entstand im Jahr 2003 während meines Forschungsaufenthaltes an 
der Duke Law School in Durham, North Carolina, USA. Anfang 2004 lag sie 
der Bucerius Law School in Hamburg als Dissertation vor; das Rigorosum fand 
im Juni 2005 statt. Die Veröffentlichung  der Schrift wurde danach im Hinblick 
auf die sich abzeichnende Verabschiedung des Antidiskriminierungsgesetzes 
hinausgezögert. Nachdem diese mit dem vorzeitigen Ende des 15. Deutschen 
Bundestages scheiterte, wurde die Veröffentlichung  auf den Weg gebracht. 

Die Arbeit geht zurück auf eine Anregung meines Doktorvaters, Prof. Dr. 
Gregor Thüsing, LL.M., dem ich für seine Unterstützung und die mir zuteil ge-
wordene Förderung herzlich danken möchte. Prof. Dr. Rüdiger Veil war so 
freundlich, das Zweitgutachten zügig anzufertigen. An der Duke Law School 
verdient Judy Horowitz besonderen Dank dafür, dass sie es mir ermöglichte, 
dort unter hervorragenden Forschungsbedingungen zu arbeiten. Bei Dipl.-Kfm. 
Stefan Patzer, LL.M., und Dr. Sascha Morgenroth, LL.M., bedanke ich mich 
von Herzen für ihre Unterstützung, ebenso bei meiner Mutter für das geduldige 
und kritische Lesen der Arbeit. 

Hamburg, im Februar 2006 Tobias  Leder 
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Einleitung 

Der Beginn des neuen Jahrtausends bescherte dem Schutz behinderter Men-
schen vor ungerechtfertigten Diskriminierungen im Erwerbsleben auf europäi-
scher Ebene den lange verwehrten Durchbruch. War arbeitsrechtlicher Diskri-
minierungsschutz spätestens seit Erlass der Richtlinie zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen1 und ihrer Kodifi-
zierung durch § 61 la BGB für annähernd 25 Jahre vielfach zum Synonym des 
Geschlechterkampfes geworden, weitete sich nunmehr das normative Bewusst-
sein. Gestützt auf Art. 13 EG schuf die Richtlinie zur Festlegung eines allge-
meinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäfti-
gung und Beruf (im Folgenden: Rahmenrichtlinie) im Jahre 2000 erstmalig ein 
gemeinschaftsweites Verbot der Diskriminierung wegen einer Behinderung -
ein Schritt von historischer Tragweite auf dem Weg zur tatsächlichen Chancen-
gleichheit behinderter Arbeitnehmer im Erwerbsleben.2 

Die Notwendigkeit dieses Schrittes macht ein Blick auf das Zahlenmaterial 
aus jener Zeit verständlich: Schätzungsweise 36 Millionen Menschen oder 10% 
der Bevölkerung der europäischen Union galten im Jahr 2000 als behindert3, 
deutsche Statistiken verorten die Anzahl behinderter Menschen bei etwa acht 
Millionen Menschen.4 Die Zahlen jenseits des Atlantiks bieten nicht mehr 
Grund zum Optimismus. Der Americans with Disabilities Act (ADA) von 1990, 
wichtigstes U.S.-amerikanisches Gesetzeswerk auf diesem Gebiet, spricht selbst 
von 43 Millionen Menschen5; jüngere Erhebungen gehen sogar von knapp 

1 RL 76/207/EWG v. 9.2.1976, ABl. Nr. L 39 v. 14.2.1976, S. 40. 
2 RL 2000/78/EG v. 27.11.2000, ABl. Nr. L 303 v. 2.12.2000, S. 16. Neben dem 

Merkmal der Behinderung verbietet die Rahmenrichtlinie zudem die Diskriminierung 
wegen der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung in Beschäftigung und Beruf.  Eine Diskriminierung wegen der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft  hatte der Rat bereits kurz zuvor durch die RL 2000/43/EG, ABl. Nr. L 
180 v. 19.7.2000, S. 22, verboten. Einen Überblick über beide Richtlinien geben Thü-
sing,  ZfA 2001, 387; Wendeling-Schröder,  in: FS Schwerdtner, S. 269. 

3 Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. Nr. C 204 v. 
18.7.2000, S. 82. Dieser Zahl sollte vor dem Hintergrund der Ambivalenz des Behinde-
rungsbegriffs  und der Tatsache, dass der Ausschuss keine Begriffsbestimmung  seiner 
Statistik zugrunde legt, mit Zurückhaltung begegnet werden. 

4 Vgl. die Aussagen von Karl  Hermann  Haack,  dem Beauftragten der Bundesregie-
rung für die Belange behinderter Menschen, Frankfurter  Rundschau v. 15.2.2003, S. 4. 
Siehe auch BVerfG v. 1.10.2004, NJW 2005, 737. 

5 42 U.S.C. § 12101 (a)(l) (2004). 
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50 Millionen behinderten Menschen in den USA aus.6 Nicht nur diese absoluten 
Zahlen, sondern zugleich die Korrelation zwischen Behinderung und den Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt ist ernüchternd. Die Wahrscheinlichkeit ein Opfer der 
Arbeitslosigkeit zu werden wird bei behinderten Menschen als bis zu dreimal 
höher als bei nichtbehinderten Arbeitnehmern geschätzt.7 Vielfältige Diskrimi-
nierungen im Erwerbsleben werden als eine der Hauptursachen für diesen Miss-
stand ausgemacht.8 Dementsprechend hoch sind die Erwartungen, die in die 
Rahmenrichtlinie und ihre Umsetzung gesetzt werden.9 

Eine erste Reaktion des deutschen Gesetzgebers auf die Rahmenrichtlinie er-
folgte alsbald. Noch lange vor dem Verstreichen ihrer Umsetzungsfrist zum 
2. Dezember 2006 erließ er mit dem Sozialgesetzbuch IX sowie dem Behinder-
tengleichstellungsgesetz Regelungen, die gerade auch zur Umsetzung der Rah-
menrichtlinie dienen sollten.10 Zügiges Handeln, nicht immer ein Wesensmerk-
mal deutscher Gesetzgebung11, ist zu begrüßen, nicht aber, wenn es auf Kosten 
der Substanz erfolgt.12 Ein Blick auf die Gesetzeswerke europäischer Nachbarn 
zur Gleichbehandlung behinderter Menschen hätte insofern zu mehr Besonnen-
heit mahnen müssen und auch aus den Erfahrungen der Vereinigten Staaten -
Vorreiter auf diesem Gebiet - hätte man lernen können. Beides ist nicht erfolgt, 
und viel Zeit wurde so vergeben. Erst das Antidiskriminierungsgesetz wird die 
bestehenden Schutzlücken schließen können. 

6 Vgl. Census 2000 Brief,  Disability Status: 2000, veröffentlicht  im März 2003 vom 
U.S. Census Bureau, erhältlich über die Website http://www.census.gov. 

7 Siehe Begründung zum Richtlinienvorschlag der Kommission, KOM (1999) 565 
endg., S. 4. 

8 42 U.S.C. § 12101 (a) (9) (2004); Begründung zum Richtlinien Vorschlag der 
Kommission, KOM (1999) 565 endg., S. 4. 

9 In der Presse wird die damit eingeleitete Entwicklung gerne als „Paradigmenwech-
sel in der Behindertenpolitik" umschrieben, vgl. z.B. den Beitrag v. Issig  in der Welt am 
Sonntag, 22.12.2002, S. 14. Kritisch diesbezüglich jedoch Pitschas , SGb 2003, 65, 71. 
Die Europäische Union selbst erklärte das Jahr 2003 zum „Europäischen Jahr der Men-
schen mit Behinderungen", siehe KOM (2001) 271 endg. 

1 0 Nach Art. 18 RL hatte die Umsetzung der Rahmenrichtlinie grundsätzlich bis zum 
2.12.2003 zu erfolgen. Für die Merkmale der Behinderung und des Alters können die 
Mitgliedstaaten jedoch eine Zusatzfrist  von drei Jahren in Anspruch nehmen. 

11 In Erinnerung zu rufen sind insbesondere die leidlichen Erfahrungen zu § 611a 
BGB. Der EuGH musste zweimal den deutschen Gesetzgeber zur Nachbesserung anhal-
ten, bevor dieser eine mit der Gleichbehandlungsrichtlinie konforme Sanktionsregelung 
verabschiedete, vgl. EuGH, Urt. v. 10.4.1984 - Rs. 14/83, NJW 1984, 2021 (Col-
son/Kamann); EuGH, Urt. v. 22.4.1997 - Rs. C-180/95, NZA 1997, 645 (Draehm-
paehl). Dazu auch Freis y NJW 1998, 2779; Raab, DStR 1999, 854. 

12 Zu den Folgen der unvollkommenen Umsetzung der Rahmenrichtlinie siehe Thü-
sing , NJW 2003, 3441. 

http://www.census.gov


1. Kapitel 

Entwicklung des Diskriminierungsverbots 
wegen einer Behinderung 

Über die Notwendigkeit des Schutzes behinderter Menschen vor ungerecht-
fertigten Diskriminierungen im Erwerbsleben besteht im internationalen Bereich 
weitreichender Konsens: Die Internationale Arbeitsorganisation1, der Europa-
rat2 sowie die Vereinten Nationen3 haben Regelwerke zur Verbesserung der be-
ruflichen Stellung dieser mit der voranschreitenden Alterung der Bevölkerung 
wachsenden Personengruppe4 erlassen. Die anstehenden Ausführungen zeich-
nen die Entwicklungen auf diesem Gebiete aus europäischer, deutscher und 
U.S.-amerikanischer Perspektive nach und legen damit den Grundstein für ein 
Verständnis des Diskriminierungsschutzes wegen einer Behinderung. Im Fokus 
der Betrachtung stehen Maßnahmen zur Verbesserungen der beruflichen Stel-
lung behinderter Menschen nach dem oder zum Eintritt in den Arbeitsmarkt. 
Die Darstellung widmet sich damit nur einem Teilausschnitt dessen, was an be-
schäftigungsfördernden  Maßnahmen erforderlich  ist, um die Beschäftigungssi-
tuation Angehöriger dieser Arbeitnehmergruppe dauerhaft zu verbessern.5 Die 
Lebenswirklichkeit ist dagegen komplexer: Behinderte Menschen erfahren viel-

1 Übereinkommen Nr. 159 sowie Empfehlung 168 der Internationalen Arbeitsorgani-
sation über die berufliche Rehabilitation und die Beschäftigung der Behinderten vom 
20.6.1983, ratifiziert  durch Gesetz vom 9.1.1989, BGBl. II S. 2. Allgemein zur IAO vgl. 
Lörcher,  RdA 1994, 284; Schzub/Sc  haub § 7 Rn. 20 ff.;  A. Wisskirchen , ZfA 2003, 691. 

2 Teil I Nr. 15, Teil II Art. 15 der Europäischen Sozialcharta vom 18.10.1961, siehe 
Zustimmungsgesetz v. 19.9.1964 (BGBl. II S.1261), wonach jeder behinderte Mensch 
ein Recht auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung o-
der Wiedereingliederung hat. Siehe auch Empfehlung Nr. R(92) 6 des Europarates für 
eine kohärente Politik für behinderte Menschen vom 9.4.1992. 

3 Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte, 
Resolution 48/96 der Generalversammlung vom 20.12.1993. Allgemein zu überstaatli-
chen Regelungen, vgl. Rosenthal/Sundram , 21 N.Y.L. Sch. J. Int'l & Comp. L. 469 
(2002). 

4 So ausdrücklich die dem Americans with Disabilities vorangestellte Feststellung 
des U.S.-amerikanischen Congress, 42 U.S.C. § 12101 (a) (1) (2004). 

5 Ausf. zur begrenzten Wirkung des Anti-Diskriminierungsrechts zur Verbesserung 
der Beschäftigungschancen behinderter Menschen Bagenstos , 114 Yale L. J. 1, 23 ff. 
(2004). 


